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Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Wird die Bundesregierung ebenso wie ihre Vorgängerin die 
einmütige Entschließung des Deutschen Bundestages vom 8. De- 
zember 1966 bezüglich der Gestaltung des Branntweinmonopols 
auf dem Gemeinsamen Markt zur Grundlage ihrer Verhand- 
lungen machen? 

Die Bundesregierung hält an den Kernpunkten des Berichts 
vom 8. Mai 1967, der zur Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages vom 8. Dezember 1966 erstattet worden ist, fest und wird 
die Berichtsausführungen zur Grundlage ihrer Verhandlungen 
machen. 


2. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß die agrar- 
und mittelstandspolitischen Grundgedanken des Deutschen 
Branntweinmonopols, die die Struktur der Deutschen Brannt- 
weinwirtschaft entscheidend geprägt haben, auch bei den Ver- 
handlungen über die Form und den Inhalt der EWG-Markt- 
organisation für Agraralkohol gebührend beachtet werden? 


Die Bundesregierung wird sich bei den Verhandlungen dafür 
einsetzen, daß die agrarpolitische Zielsetzung des deutschen 
Branntweinmonopols gebührend berücksichtigt wird und die 
Existenzfähigkeit von Mittel- und Kleinbetrieben auch im Rah- 
men einer gemeinsamen Marktorganisation für Agraralkohol 
erhalten bleibt. 


Drudt: Budidrudterei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/803 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Artikel 37 des 
EWG-Vertrages v/ohl eine Anpassung, keineswegs aber eine 
Beseitigung der einzelstaatlichen Branntweinmonopole vorsieht? 

Artikel 37 des EWG-Vertrages sieht eine Umformung der staat- 
lichen Handelsmonopole vor, so daß nach Ablauf der Über- 
gangszeit jede Diskriminierung in den Versorgungs- und Ab- 
satzbedingungen zwischen den Angehörigen der Mitglied- 
staaten ausgeschlossen ist. Eine Verpflichtung zur Beseitigung 
bestehender einzelstaatlicher Monopole - also auch des deut- 
schen Branntweinmonopols - enthält Artikel 37 des EWG- 
Vertrages nicht. 

4. Wird die Bundesregierung bei den Verhandlungen dafür sorgen, 
daß die Steilung des Agraralkohols gegenüber dem syn- 
thetischen Alkohol nicht beeinträchtigt wird? 

Der synthetische Alkohol kann als Industrieerzeugnis nicht in 
eine gemeinsame Marktorganisation für Agraralkohol einbe- 
zogen werden. Um Marktstörungen zu vermeiden, ist aber 
gleichzeitig auch eine Regelung für synthetischen Alkohol - 
insbesondere eine Abgrenzung der Verwendungsbereiche bei- 
der Alkoholsorten - erforderlich; dabei wird auf die Belange 
der weiterverarbeitenden Industrie zu achten sein. Die Bundes- 
regierung wird sich dafür einsetzen, daß Produktion und Ver- 
wendung von Agraralkohol im bisherigen Umfang gesichert 
bleiben. 

5. Wird die Bundesregierung das Schwergewicht ihrer Bemühun- 
gen um eine europäische Alkoholmarktordnung auf eine Koor- 
dinierung schon bestehender einzelstaatlicher Einrichtungen 
entsprechend Artikel 40 Abs. 2 b des EWG-Vertrages legen? 

Sollte sich bei den künftigen Verhandlungen ergeben, daß der 
Alkoholmarkt durch Koordinierung bereits bestehender einzel- 
staatlicher Einrichtungen mit marktordnender Funktion geregelt 
werden kann, so wird sich die Bundesregierung für diese Form 
der gemeinsamen Marktorganisation einsetzen. 


6. Wird sich die Bundesregierung für die Beibehaltung der Stel- 
lung der Obst- und Kleinbrenner einsetzen, damit sie ihre für 
den Obstbau bedeutsame Aufgabe einer Verwertung der Obst- 
überschüsse weiterführen können? 

Es wird auch künftig notwendig sein, die in kleinbäuerlichen 
Betrieben anfallenden Obstüberschüsse u. a. durch Verarbeitung 
zu Branntwein zu verwerten. Selbst wenn die bisher übliche 
Betriebsweise des Brennens unter Abfindung wegen eines ver- 
schärften Wettbewerbs innerhalb der Gemeinschaft nicht bei- 
behalten werden könnte, ist mit der Novelle vom 15. April 1965 
zum Gesetz über das Branntweinmonopol durch die Neugestal- 
tung der Obstgemeinschaftsbrennereien bereits die Möglichkeit 
eröffnet worden, die kleinbäuerliche Obstverwertung auf eine 
wirtschaftlich gesunde und vor allem wettbewerbsfähige Grund- 
lage zu stellen. 
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7. Wird sich die Bundesregierung dufür einsetzen, daß der von 
den Obst- und Kleinbrennern hergestellle Branntwein auch in 
der gemeinsamen Marktorganisatioii abgeliefert werden kann? 


Im Gegensatz zuin neutralen Agraralkohol werden Branntweine 
nicht in die gemeinsame Marktorganisation für Alkohol ein- 
bezogen. Die Frage, nach welchen Merkmalen die beiden Grup- 
pen abzugrenzen sind, ist noch offen. Eine nach der Verordnung 
Nr. 7 a des Rates vom 18. Dezember 1959 naheliegende zoll- 
tarifliche Abgrenzung könnte kaum befriedigen, da sie es in die 
Hand des Herstellers legen würde, ob er Alkohol oder Brannt- 
wein hersteilen will. Es muß aber mit großer Wahrscheinlichkeit 
davon ausgegangen werden, daß die Kleinbrennereien keinen 
neutralen Alkohol erzeugen, der einer Marktorganisation unter- 
worfen sein wird. Die Übernahme dieses Branntweins durch 
eine Marktordnungsstelle wird deshalb kaum - zumindest nicht 
im bisherigen Umfang - möglich sein. Es erscheint fraglich, ob es 
der Bundesregierung gelingen wird, hier eine Sonderregelung 
zu erreichen. 


Möller 



